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Regierungsvorlage 
- Drucksache 111710 -

Der Landtag von Rheinland-Pfalz hat das fol­
gende Gesetz besclllossen, das hiermit verkündet 
wi•·d: 

Abschnitt 1 

Allgemeines 

§ 1 

Personenkreis 

(1) Polizeibeamte im Sinne dieses Gesetzes sind 
die Beamten des Polizeivollzugsdienstes des 
Landes und der Gemeinde'll. 

(2) Polizeivollzugsbeamte sind 
a) die Beamten der Ordnungspolizei, 
b) die Beamten der Gendarmerie, 
c) die B~<1ml1::n der Kriminalpolizei, 
d) die Btaml.en dl"r W<1sserschutzpolizei, 
e) die Beamten der Bereitschaftspolizei. 

Landtag Rheinland-Pfalz 
__________________ „ ___________ _ 

Fassung nach Bera.tung im Hauptaus~chuß 
a.m 2. Dezember 1953 - Drucksache 11/751 -

Der Landtag von Rheinland-Pfalz hat das fol­
gende Geset;r. beschlossen, das hiermit verkündet 
wird: 

Abscltnitt 1 

Allgemeines 

§ 1 

Personenkreis 

(l} Ptilizeibeamt.e im Sinne dieses Gesetzes sind 
die- Beamten . des Polizeivollzug~dienstes des 
Landes. 

(2) 

· ·u1werändert 

(;~) Die Polizeipräsidenten und Polizeidirektoren (3) 
sowie die Beamten des Poli.zeiverwaltungsdien- unverändert 
;;ks sind keine Polizeivollzugsbeamten .. 

§ 2 

Anwendung des allgemeinen 
Be a mtenrechts 

A u f die Polizeibeamten finden die allgemeinen 
beamtem·echtlichen Vorschriften Anwendung, so­
weit nicht durch Gesetz oder Rechtsverordnung 
etwas anderes bestimmt ist. 

§ 3 

Allg e meine Pflichten der Polizei-
beamten 

Die Polizeibeamten haben neben den aus dem 
Grundgese tz, der Landesverfassung und dem 
allgemeinen Beamtenrecht sich ergebenden 
PHichten die skh aus dem Wesen des Polizei­
V"llzugs<lien~tf>~ ngehPnden bt>sonderen Pflich­
ten. Sie haben das Ansehen der Polizei zu wah­
ren , D!en~tzucht zu halten und sich rückhaltlos 
für den Sdiut;1. dPr öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung sowie für die Erhclltung der freiheit­
li d1en demokratischen Grundordnung einzusetzen. 

§4 

Laufbahn und Ausbildung 

(1) Das Ministerium des Innern erläßt im Ein­
vernO"hrnen mit dem Ministerium der Finanzen 
durch Rechbvernrdnung die besonderen Bestim­
mungen i.il.i~·r die Ernennung (Einstellung, An­
stellung und &förderung), ü~r die Vorbildung 
und die Lauf.bahnen der Polizeibeamten. 

(2) Die B est immungen über die Ausbildung der 
Polizeibeamten erlä ßt das Ministerium des In­
nern. 

§ 2 

Demokralisclle Grundhaltung 

P-0Iizeibea.mt-er kann nur sein. wE'r sich inner­
halb und aunerhalb des lJienstes zu der freiheit­
lichen demokratischen Grundordnung bekennt. 

§ 3 

Anwendung des allgemeinen 
Beamtenrechts 

Auf die Polizeibeamten finden die allgemeinen 
beamtenrechtlichen Vorschriften Anwendung, so­
weit nicht durch Gesetz etwas anderes bestimmt 
ist. 

§ 4 

Allgemeine Pflichten der Polizei-
beamten 

Die Polizeibeamten haben neben den aus dem 
Grundge:;etz, der Landesverfassung und dem all­
gemeinen Bearntenrecllt sich ergebenden Pflichten 
die au~ dem Wesen des Polizeivollzugsdienstes 
steh ergebenden besonderen Pflichten. Sie haben 
das Ansehen der Polizei zu wahren, Dienstzucht 
zu halten und sich rückhaltlos für den Schutz 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung einzu­
setzen. 

§ 5 

Laufbahn und Ausbildung 

(1} Der Minister des Innern erläßt im Einver­
nehmen mit dem Minister der Finanzen <lurch 
Red:J.tsvcrordnung die besonderen Bes timmungen 
über die Ernennung (Einstellung, Anstellung und· 
Beförderung), über die Vorbildung und die Lauf­
bahnen der Polizeibeamten. 

(2) Die Bestimmungen über die Ausbildung der 
Polize ibeamten e rläßt der MJnlster des Innern. 



Ab.tellung II 

Faasunr nach Beratung bn Rechts- und Ge-
1chlttsordnun'1sausschuß am l '1. Februar 1954 

Der Landtag von Rheinland-Pfalz hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet 
wird: 

Absdinltt I 

Allremeines 

§ 1 

Personenkreis 

(1) Polizeibeamte 1m Sinne dieses Gesetzes sind 
die Beamten des Polizeivollzugsdienstes des Lan­
des, idmllch die Beamten 

(2) 

a) der Ordnungspolizei, 
b) der Gendarmerie, 
c) der Kriminalpolizei, 
d) der Wasserschub:pol!zei, 
e) der Bereitschaftspolizei. 

unverztndert 

§ 2 

Demokrat1sche Grundhaltung 

wie Hauptausschuß 

§ 3 

Anwendung des allgemeinen 
Beamtenrechts 

Auf die Polizeibeamten finden die allgemeinen 
beamtenrechtlichen Vorschrüten Anwendung, so­
weit nlcht durch Gesetz etwas anderes bestimmt 
oder zugelassen Ist. 

§ 4 

Allgemeine Pflichten der Polizei­
beamten 

wie Hauptausschuß 

§5 

Laufbahn und Ausbildung 

wie Hauptausschuß 
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Regierungsvorlage 
- Dn,ui{!lache 11/710 -

§5 

Bekleidung 

Landtag Rheinian<i-l'l<H~ 

FaäSung Dadl Beratung im l:lauptaussl'huß 
am 2. Dezember 1953 - Drucksache 111751 -

§6 

Bekleidung 

(1) Den uniformierten Polizeibeamten wird die. (1) 
für die Ausübung ihr':'s Dienstes erfor<ierliche 
~kleidttng dienstlich zur Verfügung gestellt, das 
gleiche gilt für diejenige Sonderbekleidung, die unveTiindert 
die besonder~ Art der Dieno;tausübung erforder-
lich macht. 

(2) Das Nähere regelt das Ministerium des In­
net·n im Einvern~hmen mit dem MinistP.rium 
d-=r Finam~en. 

A t1 1· e c h nun g s fähig k e i t von 
Sachbezügen und Heilfürsorge 

Das Ministerium des Innern bestimmt im Ei.n­
venwhrnE>n mit dem Minii;terium der Finanzen, 
ob und in weiLiu::m Umfange bei der Gewährung 
von Dt<;>nstkleidung, HPilfür.'lorge, Unterkunft 
und Verpflegung von~ 19 des Rcid"U>bi:suk!.ungs­
gesetze" abgewichen wird. 

Abschultt II 

B~ondere Recbtsverhältn isse 

§7 

Gemein:;chaft.r.unterkunft 
und -verpflegung 

Poli.zeibeamt.e können zum Wohnen in ein.Pr Ge­
meinsdiaftsunterkunl't und zur Teilnahme an 
Gemeinsc.'1af tsverpfle.ining verpflichtet werden, 
Polizeibeamte auf Lebenszeit sowie verheiratete 
Polizeibeamte jedoch nur aus Anlaß besonderer 
polizeilicher Einsätze sowie bei der Teilnahme an 
Lelu· g~n gen. 

§8 

Eheschließung 

Der Polizeibeamte, der in einer Gemein.~chaf~· 
unterkunft wohnen . muß (§ 7), tst verpflichtet, 
zur Eingehung einer Ehe <lie Erlaubnis i;eines 
Dienstvorgesetzten einzuholen. Die Erl!mhnis il'lt 
zu erleilen, wenn der Polizeü.reamt.e eine un­
unterbrocliene Dienstzeit von sechs Jahren abge­
leistet oder das siebenun<l.,;wanzigste Lebensjahr 
votlendt't hat. 

§ 9 

Politis c he Betätigung 

(1) Polizeibeamte dürfen Mitglieder nur solcher 
Parteien und Ven~inigungen sein, die siili zu 
den Grun,dsätzen des demokratisc."hen Staates be­
kennen. 
(2) Die parteipolitische Betätigung während des 
Dienst~">, in Dien.~t- und Unterkunftsräumen 
sowie in Dienstkleidung ist untersagt. Ebenfalls 
i~t untersagt der nichtdienstliche Besuch von po­
litischen Ver~amm!ungen in Diem;tkieiri1mg und 
das Tragen von politischen Abzeichen zur Dienst­
kleidung. 

(3) Beamte der Bereitschaftspolizei dürfen sich 
politisch nicht betätigen. D ie bloße Mitgliedschah 
in einer politischen Parte i gilt nichi als politische 
Betätigung in d iesem Sinne. 

(2) Das Nähere regelt der Mini:der des Innern im 
Einvernt:-hmen mit dem Minister <ler Finanr.en. 

§7 

Anrechnungsfähigk:eit von 
Sachbezilgen und Heilfürsorge 

Dei." Minister des Innern bei;timmt im Einver­
n-ehmen mit dem Minister de1· Finanzen. ob und 
in welchem Umfange bei der Gewährung von 
Dienstkleidung. Heilfürsorge, Unterkunft und 
Verpflegung von den besoldungsrcclltlichen Vor-
111.\bdften abgewichen wird. 

Abschnitt II 

Besondere RechtsverhiUnis>ie 

~8 

Gemeinschaftsunterkunfl 
und -verpflegung 

unveränd€rt 

§9 

Eheschließung 

Der Polizeibeamte, der in einer Gemeinschafts­
unt.erkunft wohnen muß (§ 8), ist verpflichtet, 
zur Eingehung einer Ehe die Erlaubnis seines 
Dienstvorgesetzten einzuholen. Die F.rlm1bnis ist 
zu erteilen, wenn der Polizeibeamte .::ine un­
unterbrot:hen.e Dienstzeit von !:iechs Jahren abge­
leistet oder das si.ebenundzwanzigst.e Lebensjahr 
vollendet hat. 

§ 10 

Pcliti~che Betätigung 

unverändert 



Abteilung II 

Fassung nach Beratung lm Rechts- und Ge­
achlfisordnungsa.ussdluß am 1'7. Februar 1954 

§6 

Bekleidung 

wie Hauptausschuß 

§7 

Anrechnungs!ähigkeit von 
Sachbezügen und Heilfürsorge 

wie Hauptaussr:huß 

Abschnitt II 

Besondere Rechtsverhiutnisse 

§8 

Gemein schart s u n terkun ft 
und -verpflegung · 

Polizeibeamte können zum Wohnen in einer Ge­
meinschaftsunterkunft und zur Teilnahme an 
Gemeinscha!tsverpflegung verpflichtet werden, 
Polizeibeamte auf Lebenszeit sowie verheiratete 
Poliz.eibeamte jedoch nur aus Anlaß besonderer 
polizeilicher Einsätze sowie fftr die Teilnahme an 
Lehr gllngen. 

l : '', 1, 1 t , ', •, . ,•' 1. 

§S 
Eheschließung 

wie Hauptausschuß 

§ 10 

P o litische Betätigung 

unverändert 

· '• ' 1 

2581 



2582 

Regierungsvorlage 
- Drncksache 11/710 -

Ab1>choitt III 

Ernennung zum Beamten 

§ 10 

Recht sstand 

Die Polizeibeamten werden auf Widerruf oder 
auf Lebenszi:'it ernannt. 

Abschnitt IV 

Beamte auf Widerruf 

§ 11 

Allgemeine Entlassungsgründe 

(1) Der Polizeibeamte auf Widerruf ist zu ent­
lassen , wenn sein Verhalten die Annahme recht­
fertigt, daß er sich nicht zur freiheitlichen demo­
kratischen Grundordnung bekennt. 

(2) Die Vorschriften des Landesbeamtengesetzes . 
nach denen ein Beamter unter bestimmten Vor­
aussetzungen zu entlassen ist, bleiben unberührt. 

§ 12 

Entlassung während der Probezeit 

W~hr"nd des ersten Jahres nach der Einstellung 
(Probezei t} kann das Beamtenverhältnis jeder­
zcit widerrufen werden. 

§ 13 

Sonstige Entlassungsgründe 

Nach Vollendung des ersten Dienstjah1·es kann 
der Poli?.eibeamte auf Widerruf aus anderen als 
den im § 11 genannten Gründen nur entlassen 
werden. 
l. wenn er schuldhaft die ihm obliegenden Ptlich­

·ten gröblich oder wiederholt verletzt, 
2. wenn er <len dienstlichen Anforderungen für 

den Polizeivollzugsdienst nicht genügt, 
3. wenn er den besonderen gesundheitlichen An­

forderungen für den Polizeivollzugsdienst nicht 
mehr genügt und nach dem Gutachten eines 
beamteten Arztes die Wiederherstellung der 
Dienstfähigkeit binnen Jahresfrist nicht zu 
erwarten ist; die Vorschriften des § 76 Absatz 1 
und 2 df>s Landesbeamtengesetzes bleiben un­
berührt. 

§ 14 

Widerruf 

Landtag Rheinland-Pfalz 

1''1&ssung nach Bera,ung Im Hi&uptaussehuß 
am 2. Dezember 1953 - Drucksame 11/751 

Abschnitt III 

Eroennung zum Beamten 

§ 11 

Rechtsstand 

tmverändert 

Abschnitt IV 

Beamte auf Widerruf 

§ 12 

Allgemeine Entlassungsgründe 

unverändert 

§ 13 

Entlassung während der Probe7.eit 

unverändert 

§ 14 

Sonstige Entlassungsgründe 

Nach Vollendung des ersten Dienstjahres kann 
der Polizeibeamte auf Widerruf aus anderen als 
den im § 12 genannten GI'ünden nur entlassen 
we1·dcn, 
1. wenn er si:hu.ldhafl die ihm obliegenden Pfiich­

ten gröblich oder wiederholt verletzt, 
2. wenn er den dienstlichen Anforderungen für 

den Polizeivollzugsdienst nicht genügt, 
3. wenn er den besonderen gesundheitlichen An­

fol'detW1!l"n Cür den Polizeivollzugsdienst nicht 
mehr i!enügt und nach dem Gutachten eines 
beamteten Arztes die Wiederherstellung der 
Dienstfähigkeit binnen Jahresfrist nicht zu 
erwarten ist; die Vorsclu·iflen des § 76 Absatz l 
und 2 des Landesbcamtengeosetzes bleiben un­
J.wrüh1·t. 

§ 15 

W i d Cl' l' U f 

(l) !<'ur den Ausspruch des Widerrufs ist die An- (1) 
!'te 11 tmgsbehörde zuständig. unverändert 

(2) Der Polizeibeamte soll vor dem Widerruf ge- (2) 
hört werden; er kann sich auch sdirUtlich äußern. 
Der Widerruf wird durch einen schriftlichen, mit 
Gründen versehenen Be::;cheid erklärt. Wird der 
Widerruf während des ersten Dienstjahres aus­
gesprochen, so bedarf er keiner Begründung. 

unverändert 

In dem Bescheid ist anzugeben, wann der Wide1·- (3) 
unverändert ruf wirksam wi.rd, Der Bescheid ist dem Polizei­

beamten zuzustellen. 

§ 15 

Wirksamwerden des W i derru.Cs 

Der Widerrnf wird wirksam in den Fällen der 
§§ 11, 12 und 13 Nummer 1 mit dem Zeitpunkt 
der Zustellung des Bescheides, in den Fällen des 
§ 13 Nummer 2 und 3 mit Ablauf von drei Mo­
naten nach dem Ende des Monats, in dem der 
Bescheid dem Beamten zugestellt worden ist. 

§ lG 

\liirksamwe1·den des Widerruf s 

.Oer Widerrn! wird wirksam in den Fällen der 
§§ 12, 13 und 14 Ziffer 1 mit dem Zeitpunkt der 
Zustellung des Bescheides, in den Fällen des 
§ H. Ziller 2 und 3 mit Ablauf von cl:tei Mona­
ten nach dem Ende des Monats, in dem der Be­
scheid dem Beamten zugestellt v..'Orden ist. 



Abteiluni II 

Fassung nach Beratung tm Rechts- und Ge­
schlfisordnungsausschuß am 17. Februar 1954 

Abschnitt III 

Ernennun&' :'l:Um Beamten 

§ 11 

Rechtsstand 

unverändert 

AbschnUt IV 

Beamte auf Widerruf 

§ 12 

Allgemeine Entlassungsgründe 

unverändert 

§ 13 

Entlassung während der Probezeit 

unverändert 

§ 14 

Sonstige Entlassungsgründe 

wie Hauptausschuß 

§ 15 

Widerruf 

wie Hauptausschuß 

§ 16 
Wirksamwerden de s W i der r u!s 

wie Hauptau sschuß 

' „ 1 „. '', • "" •i.1 
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Regierungsvorl~e 
- Druck,saclle ll/710 -

§ 16 

Vorläufige Dienstenthebung 

(1) Liegen die Voraussetzungen des Widerrufs 
vor, so kann der Polizeibeamte schon vor der 
Beendigung des Beamtenverhältnisses des Dien­
stes enthoben werden; das Tragen der Dienst­
kleidung und -ausrüstung, der Aufenthalt in den 
Pcilizetunterkünften und die Führung dienstlicher 
Ausweise oder Abzeichen können ihm verboten 
werden. Das Verbot ist auch zulässig, wenn der 
Polizeibeamte nach der Dienststrafordnung vor­
läu!lg seines Dienstes enthoben od'er wenn ihm 
die Führung seiner Dienstgeschäfte nach § 6 des 
Landesbeamtengesetzes untersagt worden ist. 

(2) Zuständig für Maßnahmen nach Absatz 1 ist 
die zur Erklärung des Widerrufs berechtigte 
Stelle, bei Gefahr im Verzuge auch jeder zur 
Verhängune von Dienststrafen befugte Vorge­
setzte. 

§ 17 
Übergangsgeld 

Der durch Widerruf gemäß § 13 Nummer 3 ent­
lassene Polizeibeamte erhält ein Übergangsgeld 
nach Maßgabe des § 62 Absatz 2 des Landes­
beamtengesetzes. Dem durch Widerruf gemäß 
§ 13 Nummer 2 entlassenen Polizeibeamten kann 
ein Übergangsgeld gewährt werden. 

Bereltschaftspollzel 

§ 18 

Die Dienstzeit In der Bereitschaftspolizei dient 
der Vorbereitung für den polizeilichen Einzel­
dienst. 

§ 19 

(1) Land und Gemeinden haben ihren Bedarf an 
Beamten des Polizeivollzugsdienstes aus Beam­
ten der Bereitschaftspolizei zu decken, sofern 
solche zur Verfügung stehen. 

(2) Dasselbe gilt für den Polizeiverwaltungs­
dienst, so!ern Beamte der Bereitschaftspolizei, 
die den Laufbahnvot•schriften entsprechen, zm· 
Verfügung stehen. 

(3) Andere Dienstzweige der Landesverwaltung 
und der Gemeinden sowie die Gemeindeverbände 
sollen bei der Einstellung von Beamten geeignete 
Beamte der Bereitschaftspolizei, die die Lauf­
bahnvorschriften erfüllen, berücksichtigen. 

Dies gilt auch für die Polizeibeamten auf Wider­
ruf, die infolge körperlicher Beeinträchtigung die 
Dienstfähigkeit für den Vollzugsdienst verloren 
haben (§ 13 Nummer 3). 

(4) Das Nähere regelt das Ministerium des In­
nern im Einvernehmen mit dem Ministerium der 
Finanzen. 

§ "° 
Diejenigen Beamten der Bereitschaftspolizei, die 
nicht in den Polizeieinzeldienst oder einen an­
deren Dienstzweig der öffenUichen Verwaltung 
Ub<?r!ührt werden, scheiden nach Vollenduni 
einer siebenjährigen Dienstzeit in der Bereit­
schaftspolizei aus der Polizei aus. Sie erhalten in 
diesem Falle eine Abfindung; das Nähere regelt 
das Ministerium des Innern im Einvernehmen 
mit dem Ministerium der Finanzen durch Rechts­
verordnung. 

Fassung nach Beratung im Hauptausschuß 
am %. Dezember 1953 - Drucksache 11/751 -

§ 17 

Vorläufige Dienstenthebung 

unverändert 

§ 18 

Übergangsgeld 
Der durch Widerruf gemäß § 14 Ziffer 3 ent­
lassene Polizeibeamte erhält ein Übergangsgeld 
nach Maßgabe des § 62 Ab$atz ::! des Lnndcs­
beamtengesetzes. Dem durch Widerruf gemäß 
§ U Ziffer 2 entlassenen Polizeibeamten kann 
ein Übergangsgeld gewährt werden. 

Bereitschaftspolizei 

§ 19 

unverändert 

§ 20 
(1) Das Land hat seinen Bedarf an Beamten di?s 
Polizeivollzugsdienstes aus Beamten der Bereit­
schaftspolizei zu decken, sofern solche zur Ver­
fügung s tehen. 
(2) 

unverändert 

(3) Andere verwandte Dienstzweige der Landes­
verwaltung und der Gemeinden sowie die Ge­
meindeverbände sollen bei der Einstellung von 
Beamten geeignete Beamte der Bereitschaftspoli­
zei, die die Laufbahnvorschrillen erfüllen, be­
rücksichtigen. 
Dies gilt auch für die Polizeibeamten auf Wider­
ruf, die infolge körperlicher Beeinträl.htigung 
die Dienstfähigkeit für den Vollzugsdienst ver­
loren haben (§ 14 Ziffer 3). 

(4) Das Nähere regelt der Minister des Innern im 
Einvernehmen mit dem Minister der Finanzen. 

§ 21 

Diejenigen Beamten der Bereitschaftspolizei , die 
nicht in den Polizeieinzeldienst oder einen an­
deren Dienstzweig der öffentlichen Verwaltung 
überführt werden, scheiden nach Vollendung 
einer siebenjährigen Dienstzeit in der Bereit­
schaftspolizei aus der Polizei aus. Sie erhalten in 
diesem Falle eine Abfindung; das Nähere regelt 
der Minister des Innern im Einvernehmen mit 
dem Minister der Finanzen durch Rechtsverord­
nung. 



Abteilung II 

Fassung nach Beratung im Rechts- und Ge­
schäftsordnungsausschuß am 1'7. Februar 1954 

§ 17 

Vorläufige Dienstenthebung 

unverändert 

§ 18 

Übergangsgeld 

Der durch Widerruf gemäß § 14 Ziffer 3 ent­
lassene Polizeibeamte erhält ein Übergangsgeld 
nach Maßgabe des § 62 des Landesbeamtenge­
setzes. Dem durch Widerruf gemäß § 14 Ziffer 2 
entlassenen Polizeibeamten kann ein übergangs­
geld gewährt werden. 

(1) 

(2) 

(3) 

Bereitschaftspolizei 
§ 19 

Bereitschaftspolizei 

unverändert 

wie Hauptausschuß 

unverändert 

(4) Andere verwandte Dienstzweige der Landes­
verwaltung und der Gemeinden sowie die Ge­
meindeverb~nde sollen bei der Einstellung von 
Beamten geeignete Beamte der Bereitschaftspoli­
zei, die die Laufbahnvorschriften el."füllen, be­
rücksichtigen. Dies gilt auch für die Polizeibeam­
ten auf Widerruf, die infolge körperlicher Be­
einträchtigung die Dienstfähigkeit für den Voll­
:r.ugsdien~t verloren haben (§ 14 Ziffer 3). 

(5) 
wie Hauptausschuß 

(6) Diejenigen Beamten der Bet-eitscha!tspolizei, 
die nicht in den Polizeieinzeldienst oder einen 
anderen Dienstzweig der öffentlichen Verwal­
tung übernommen werden, scheiden nach Voll­
endung einer siebenjährigen Dienstzeit in der 
Bere itschaftspolizei aus d er Polizei aus. Sie er­
h alten in diesem Falle eine Abfindung; das 
Nähere regelt der Minister des Innern im Ein­
vernehmen mit dem Minister der Finanzen 
durch Rechtsverordnung. 
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Abschnitt V 

Bea.mte auf T ,ebenszeit 

§ 21 

E!'nennung zum Beamten 
auf Lebenszeit 

01 Die Berufung des Polizeibeamten in das Be­
am temrerh ältnis auf Lebenszeit kann erst nach 
Vollendung des siebenundzwanzigsten Lebens­
jahres, nach ~rfolgreicher Ablegung der für die 
Anstellung auf Lebenszeit vorgesehenen Prüfung 
und nach einer Ges.amt<lienstzeit von acht Jahren 
erfolgen. 

(2} Auf die Polizeidienstzeit (Absatz 1) ist eine 
Wehrdienstzeit und Arhf'itsdiens:tzeit bis zur Ge­
samtdauer von zwei Jahren anzurechnen. 

(3J Zwlngen-de Vornussetzung für die Anstellung 
auf ikben,.;zeit ist. daß der Be;imte wiih~nd 
~·'ltwt· D>enstzeit Treue zur demokratischen Ver­
fa,.;sung bewie!'€n hat. 

(4) Au;>nahmen von den Erfordernissen der Ab­
l•~gung der Prüfung und der Vollendung von 
acht Dienstjahren kann das Ministerium des In­
nern im Einvernehmen mit dem Ministerium dei:-
1.<'inanzen in begründeten Fällen zulassen. 

§ 22 

Vorl ii 11fige Dienstenthebuni;! 

D1e Vorschrift des ~ 16 Ah«~t:r; 1 Sat"l 2 gilt auch 
für Polizeibeamte auf Lebens7.eit. 

Abschnitt VI 

Ruhl'stand und Ver11orgung 

§ 23 

Altersgrenze 

(1) 

(2) 

(3) 

Landtag RheinlRnd-Pfalz 
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Abschnitt V 

Beamte a.uf L-f!benszcit 

§ 2.2 

Ernennung7.um Beamten 
auf Lebenszeit 

um;erändert 

unverändert 

unverändert 

(4) Au~nahmen von d1m ~:rforcternissf'n der Ab­
legung der Prüfung und der Votlenct>.ing von acht 
Dienstjahren kann dtt Mini!tter des Innern im 
Einvernehmen mit dem Minister der Finl-lnzen in 
begründeten Fällen zulassen. 

§ 23 

Vorläufill"e Dienstenthebun~ 

Ist d"r rollr.rihra mte auf f A>flensz.-it nach der 
Dienststraf<minung vorläufig seines Dlcnste11 
enthoben oder ist ihm die Fiihrnnlf seiner Dienst­
geschäfte nafh § G des Land.-~\wa,iult'll!-1t'~t't:t„s 
untt'rsa-gt wordrn, so können ihm das Tragen 
der Dienstkleidung und -ausrüstung, der Auf­
enthalt in den Polizeiunterkiinft4.'n und die Füh­
i:-ung dienstli<'her Ausweise oder Abz~idacn ver­
boten werden. 

Abschnitt VI 

Ruhestand und Versorgung 

~ 24 

Altersgrenze 

fl) Der Polizeibeamte erreicht die Altersgrenze (1) 
mit dem l'~nd€ des Monats, in dem er das sech­
zigstP Lebensjahr vollenidet. Er tritt mit <l.em auf 
diesen Zeitpunkt folgenden 1. April oder 1. Ok­
tober in den Ruhestand. 

unverifmtr-~t 

(2) vVenn d;;s <!ringende Interesse der Verwal­
tung im Einzelfall die Fortführung der Dienst­
gesl'hiifte durch einen bestimmten Beamten for­
dert und der Beamte noeh. polizeidienstfähig ist, 
kann das Mini~ti>rium o<>s Innern die Alters­
grenze bis zum fiinfundset:hzigsten Lebensjahr 
verlängern. 

§ 24 

Abfindung 

Bei r;intrit.t in den Ruhestand w~gen Erreichens 
der Altf'rsgrem;e erhält der Polizeibeamte neben 
dem Ruhegehalt eine einmalige Abfindung in 
Höhe des Sechsfathen der Dienstbezüge des lei;;.­
ten Monats mit Ausnahme der Dienstaufwands­
enbchädiguni;en und nit:hti-uheg€'haltsfähigen 
7.ulagen. Die!>er Be trag verringert sJ.ch um je­
wei ls ein F ünftel mit jedem J ahr, das über die 
Alte rsgr enze von sechzig Jahren hi.n.au.s abge­
le istet wir d. 

(2.) Werm das dringen-de Interess.e der Verwal­
tung im Ein.zeliull <iie Fot·Uührung der Dienst­
geschlüte durch einen bestimmten &a11tLen for­
dert und der Beamte noch poii.zeidl~nstfähig i~t. 
kann del" lUlnii;;ter des Innern -die Altersgrenze 
bis zum fünfundsechzigsten Lebensjahr ver­
längern. . 

§ 25 

Al>i.indung 

mu.lerändert 
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Abteilung II 

Fassunc nach Beratung Im Rechts- und Ge­
schltf'5ordnun1sausschuß am 17. Februar 1954 

(1) 

(2) 

(3') 

Abschnitt V 

Beamte a.uf Lebenszeit 

§ 20 

Ernennung zum Beamten 
auf Lebenszeit 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

(4) Ausnahmen voh den Erfordernissen der Ab­
legung der Prü!ung und der Vollendung von acht 
Die nstjahren kann der Minister des Innern im 
Einvernehmen mit dem Minister der Finanzen 
in besonderen Fällen zulassen. 

§ 21 

Vorläufige Dienstenthebung 

wie Hauptausschuß 

Abschnitt VI 

Ruhestand und Versorgung 

§ 22 

Altersgrenze 

wie Hauptausschuß 

„. lol 1 

§ 23 
Abfindung 

unverändert 
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§ 25 
Mangelnde p o 1 i z eil ich e Ei g n u .n g 

(1) Der Poli?.eibeamte auf Lebenszeit der Besol­
dungsgruppe A 4 c 2 und höher kann auch dann 
in d Pn TI11hPstand versetzt werden, wenn er den 
dienstlichen Anforderungen für sein Amt nicht 
mehr genügt, weil er die hierfür erforderliche 
g-cistige o<for körperliche Frische oder die Kraft 
zu enlschlossenem Handeln nicht mehr besttzt. 
12) Die bea bsicht.igt.e Versetzung in den Huhe­
s tand ist dem Beamten zu eröffnen. Erhebt er 
innerh?.lb einer Frist von einem Monat nach 7.u­
~ tellong Binwendungen, so ist vor der Entschei­
dung das Gutachten eines Ausschusses einzu­
hnlen. Der Aui;schuß setzt sich zusammen aus 
d em von dem Präs ident.f'n <les Landesverwal­
tungseerichts aus <1en Mitgli.edE'rn dieses Ge­
rirht~ zu bcnf'nnenrlen Vo1·<>itzenden und au:~ zwd 
Be isitzern, von denen der eine von dem Be~m­
ten un<l d er nn<lere von rlPm Dienstvorgesetzten 
zu benennen ist. Die Mite:lieder des Ausschusses 
sind bei ihren F.ntscheidungen unflhhängig und 
an Wei:;ungen nicht gebwiden. Die Einzelheiten 
des Verfahrens regelt d,as Ministerium d~ 
Tnn("rn. 

§ 26 
Ruhegeh Rltsfähige Dienstbezüge 

im Falle der Unfallfürsorge 
Die ruhe~Ph.:iJti;fähigcm Diemtbezüge im Sinne 
des § 114 des I,andesbeamt-t-nge:;etxes b"mt:-Sstm 
s ich 
1. für -den Poli?:e ibeamten nach der Dienstalters­

s tufe seiner Besoldungsgruppe, die er bis zu. 
d em auf die Errekhuug der Alteragrem:e folH 
genrlen 1. April o<l<>r 1. Oktober hätte errei­
chen können, 

2. für d>E·n Polir.eibeamte n auf·Widerruf. der sich 
noch nicht mindestens in einer Planstelle der 
für Hauptwachtmeister vorgest:htmen Besol­
dungsgrupPC befindet, nach der Dienstalters­
stufe dieser Besoldungsgruppe, die er bis zu 
<km in Nummer 1 genannten Zeitpunkt bei 
regelmäßigem Verlauf seiner Dienstlaufb;,ihu 
hätte erreichen können. 

§ 27 

Unfallfürsorge 
fü r Widerru f sbeamte 

(1 ) Wirn Pin FolizE>ibeamt.-r auf Wl<i'i'rruf, der 
infol!"e Pinp.;; Dienstunfalles dienstunfähig ge­
wo!'<'!Pn i:::t. vor Vollfö'nc:h•np, einer achtjähriii;en 
Polizei<lien~~7Pit in den Ruhe.stand versetzt, so 
etit;;lt er n eben dem Heilverfahren für die Dauer 
C'iner <lurch <len Diens tunfall verursachten 
1. vo!IPn F.nvPrbsunfähigkeit einen Unterhans­

beitrag in Höhe des in § 113 des Landesbe­
amf.<"ng~::pf:i:es hezekhn<:: ten Ruhegehalts, 

2. Minderung cter Erwerb.~fähigkeit um wenig­
s tens 25 vom Hunder t <1en der Minderung ent­
sprcci1enden. Teil des Unterhallsbeitrages nach 
Nummer 1. In diesem Fall kann der Untcrhalt s­
beitra.e;, soJ;inl!e der Verletzte aus Anlaß des 
Unfalls unverschuldet arbeitslos ist, bis auf 
d '.' n B~trag nach Nummer 1 erhöht werden. 

(2') Die Hinterbliebenen dieses Polizeibeamten 
erha lten als Unterhait.-<beilrag eine Versorgung 
nach den §§ 117 bis 1710 des Landesbeamtenge­
set7.es, und zwar 
l. w enn der Verletzte an den Unfallfolgen ge­

storben ist , unter Zugrundelegung des Unter­
haltsbeitrages nai.:h Ab.>atz 1 Nummer l. 

La ndt ai\' !lhein l and-Pia 17. 

Fuaung nam Beratung im Hauptausschuß 
am 2. Deumber 195l - Drucksache 111751 

& :1.6 

MH.ngelnde polizeiliche Eignung 
(1) 

trnvcrlhidcrt 

(2~ Die beabsichtigte Vc1·.se tw 11g in den Ruhe­
stand ist dem Be:amLen :lU eröfimm. E rhebt er 
inncrhi:llb einer Frist von einem Monat nach Zu­
stellung Einwcmlungen, :so ist vor der Entsche i­
dung das Gutachten eines aW1 vier l\litg!iedern 
bei;.tehentlen Aus:;chusses einzuholen. Die MLt­
gliede.r des Ausschw;so:s sind Ut:i ilm,:n Entschei­
dungli!n wml.>h~ogig und an Wtüi.ung~n nicht 
g~bunden. Stäni.U:c Mitglie der sind ein Richter 
der ordentlichen GerichtsbiirkeU, dr.r v-0m l\lini­
ster der .1usUz l>cnannt wird, als Vorsitzender 
und ein beamtder Arzl; sie werden von der 
Landesregierung auf die Dauer von drei .Jahren 
berufen. Von den beiden weiteren l\Iitgliedern, 
die Pollzeiv-0lh.ugsbea.mte des 1.ande11 sein miis­
sen, wird dc1· eine von dem ßi:>amtc n 11n1l tlcr 
andere von dem Dicnstvori;csct:r.ten jeweils be­
nannt Die F.im.elhr:it..:•n cl Ps Verfahrens regelt 
der 1\linlstrr d t-:; 11uwn 1, 

§ 27 

Ruhegehaltiläbi~e Diepstbezüge 
im Falle der Unfa l lfür so rge 

Die ruhegehi:lllsliilü i.:en Dieru.tbezüge im Sinne 
de& § 114 des Land~boo.mtcnge.set.ze.s bemessen 
sid1 
1. fü.l· den Polizeibeamten nacl1 der Die1istalters ­

stufe seiner ße;.oldung.sgruppe, d ie e r bis zu 
dem auf d ie Erreiiliung di.:r Allt:r.sgren;;e fol­
genden l. April oder l. Oktol:M:r hätte errei­
dit:u ki.ir.>1.en„ 

2. für d.;:n Polizcil>eamlo.m auf 'vVidtt-ru E, der sich 
noch nicht mlooe:;tens in. einer P lans telle der 
fü1· Hauptwacht meister vorgesehene..."'! Besol­
dungsgruppe befindet , nach der Dien;;talters~ 
stufe dieser Besoldungsgruppe, die er bis zu 
dem in Ziffer 1 gcn~mten Ze llpunk t ~i 
regelmäßigem Verlauf seiner Diens tlaufbahn 
hätte erreichen können. 

§ 28 
U n f a 11.C ü i · s o r g e 

für W i dcrru fs beamte 
(l) Wi.nl cili ?vll.ie~~au.1 l1::1· auf Wi<lermr, der 
infolge ei.o1..'& Dienstunfallc.s dienstunfähig ge­
,„·orden ist, vor Vollendung dner acl1tjährigen 
Polizeidi.cnlitzeit in den Ruhes tand vcr;;t.:l:!:l, so 
erhält er neben dem Heilverfahren· für die Dauer 
einer dw·ci1 den Di.t:nsluafoll verursachten 
1. vollen Erwerbsunfähigkeit einen Unterhalts­

beitrag in Höhe. des in § 113· des Lande;be­
amtcngcsctzcs oczcichncten Ruhe ge h<t lti:, 

2. Minderung der Erwerbsfähigkeit um wenig­
i-1.em 2;) vom l11'.ndou~ .::lc•i o.1w: .Minder ung ent­
sprechenden Teil des Unterhaltsbeitra ges nach 
ZiUer 1. In dics.t:m Fall kann der Unterha! l::i­
beitrag, .solange der Verletzte aus Anlaß des 
Unfalls unvel's.chuldet arbe itslos ist, bi~ <1uf 
dt:n BeL.r·oäg nach Ziffer 1 erhöht we1·den. 

(~) Die Hinterbliebenen dieses Polizeibeamten 
erhalten als Unterhaltsbe it.rag eine Versorgung 
nach <len §§ 117 bis 120 des Landesbeamtenge­
setzes, und zwar 
1. wenn der V1:?1·letzte an den Unfallfolgen ge­

storben ist, unter Zugrundelegung des Unter­
halt:sb<-il.r<1!!,~S n<h:l1 Ab:;att. l Ziffer l , 
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Abteiluni II 

Fa.uunc nach Beratunc im Recht.- und Ge-
1dllftsordnuncsausscbuß am 17. Februar 1954 
------------- -------

§ 24: 
Mana.elnde polizeiliche Eignung 

wie Hauptausschuß 

§ 25 
Ruhegehalts!ähige Dienstbezüge 

im Falle der Unfalltürsorge 

wie Hauptausscnuß 

§ 26 
Untallfürsorge 

!Ur Wid e rrufsbeamte 

wie Hauptausschuß 
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:.!. wPnn der Verletzte nicht an den Unfallfolgen 
gestorben ist. un1'-r Zugrundelegung des Un­
terhaltsbeitra~s. den der Yerst.orbene im Zeit­
punkt seines Todes tat.sächHch bezogen hat. 

L andtag Rheinland-Pfalz 

Fassung nach Beratung im Hauptausschuß 
Mm 2. Dezember 1953 - Drucksache Il/751 -

2. wenn der Verlet?.te nicht an den Unfallfolgen 
gestorcben ist, unter Zugrunde legun g des Un­
terhaltsbeitragies. den der Verstorbene im Zeit­
punkt setnes Todes tatsächlich bezogen hat. 

(3J Ergil1t s ich nach den Bestimmungen des all- (3) 
gemeinen Bcamtenre.d1b über die V€1·sorgung 
der Ruheo;tan<i!>l.Jcämten und ihrer Hinterbliebe-
nen. au~sL:hlleßlich der Unfallfürsorge im einzeol-
n t>11 für die Versorgung ein höhen:!!' Be trag, so 
wird dieser gewifört. 

Abschnitt VII 

Versetzung 

§ 28 

Wreh se l des Dienstherrn 

'1) 1-'olizeibeamte d es Landes können in den Po­
lizPivol!z11g<:rlif'nst einPr Gemeinde, Polizeibeamte 
einer (~rneiflrle in den Polizeivollz11e;!l<'t·ien !'öt des 
L<1ncie" odt>r Pint-r andeornn Gemeinde im gegcn­
~eitig!:'n Binvernehmen der beteiiigten Oiensl­
he>r1·<:>n v<>r~etzt werden. 

(2) D ie Vers€lzung verfügt das Ministerium des 
I nnt"rn. E~ ka11r1 .(]j~~e Befu~ni.s auf nachgeord­
net<-> B<c"hör<len (i hPrtra.11:en. Vm· einem Wech~l 
<l<' ' Dien stherrn ist d~r Beamte zu hören. Im 
üb1·igen gilt l:f 35 des Landesbeamtengese~ 
~inn~l:'mkiß. 

r:i> Absatz l un<l 2 gPlten au<'h fü r Versetzunizen 
in den Polize iverwa ltungsdien st, sofern der P o­
lizeibeamte die Laufüahnvoraussetzungen des 
Pol i?eivPrw<1ltung~ienstes erfüllt. Der l'uli2leibe­
am te auf Widerruf kann ohne seine Zus timmung 
aw•h in den e infachen Polizeiverwalt.ung..<.dienst 
versetzt werden, wenn er für den Po1izeivuil­
w~~·rl ien ~ t ni<'ht ~~ignet ist; bei der Y.ersetzuug 
in eine Sl.f'llP, die einer Besoldungsgruppe mil 
n \l:'drigerem Grundgeh alt angehört, erhält er sein 
bi"'her i'(~ Grnndgehalt. 

Ahi;chnltt Vln 

Rechtsmittel 

~ 29 

B esc hwerd e 

Gegen Entschei<iungen , die von einet· Polizei­
<i ien!;tstelle- auf Grund dieses Gesetzes getrofien 
werden. is t als Voraussetzung für d ie Klage im 
Verwa ltungsstrei tverfahren die Beschwerde an 
das Minis1erium des Innern gegeben. Die §§ 1'7 
und 19 <l~ Landesgesetzes über die Verwaltung~­
gerichtsbarkeit vom 14. A pril 1·95'0 (GVBL S. l<l3J 
fl n<len keine Anwendung. 

AbsebniU VII 

''ersetzung 

§ 29 

Versetsun~en von Pollzeibeamten 
in einen anderen Dienst- oder 

\'rrwaltungszwelg 

(1) .t'ür die Versetzung von Polh:eibeamten in 
ein Amt eines anderen Dienst- uder Verwal­
tan~zweige~ der LandesverwaU.ung gelten die 
Vorsmriften des all~emeineu Beamtenrt>t·hts. Jlie 
Versebunit kann auch oh11e Autt~ des ßeamten 
und ohne den NM:hwei11 e.ines dienstlichen Be­
dürfnisses erfolgen, wenn seine Polizeidienstun­
fähigkeit festge!ltellt ist und er deswei:-en in den 
Ruhesta.nd zu verseb:rn sein würde od<>r versetzt 
wt'rltt>n könn J.e. 

(2) Ohne Zustimmung des Beamten ist seine 
Versetzung in das a.nde&-e Amt auch in den Fäl­
len des Absatz:es 1 Satz 2 nur zulässig, wenn die­
ses Ami derselben oder e iner iileichwerti.c;cn 
Laufbahngruppe aJUchört wie das bisherige Amt 
und mit mindestens .. glekhbobem Endgrundge­
halt verbunden ll'lt Ruhegt>halts fähige und un­
wic1crruflirhl' Stt>llt•nzula1wn gelten hierbei als 
Bcstamlh:il des Gronllgt>haltes, ner ßcamte ist 
vor der Vl'r<it>t.7:nng 7.ll hör en . 

(3) Für die .Recbt8St.ellung von BeamLen, die ge­
mäß Absatz l in ein Amt eines anc;tcren Dienst­
oder \ ' erwattungs:i:weiges versetzt worden sind, 
finden die für das neue Amt geltenden beamlcn­
reddlicben Bestimmungen AnWl'ndung. 

Abschnitt VIII 

Rechtsmittel 

§ :i.o 
Besch we rd e 

Gegen Entschekiungen, die von einer Polizei­
dienststelle auf Grund dieses Gesetzes ge troffen 
werden, ist als Vornussctzung für die Klage im 
Verwaltu!4l,1>8tn:itvcdahten di€ Beschwerde an 
den 1\Unistcr des Innt:rn gege~n. Die §§ 17 
und 19 des L andesgeset zes übt!r dle Verwaltungs­
gexiichtsbarkeit vom 14. April 1950 (G VBL S. 103) 
finden keine Anwendung, 



.Abteilung II 

Fa.ssunl nacli Beratung Im Rechts- und Ge­
sclllttsordnungsausschuß am 1'1. Februar 1954 

wie Hauptausschuß 

Abschnitt VII 

Versetzunc 

§ 27 

Versetzungen von Polize.ibeamten 
in einen anderen Dien:st- oder 

Ve rwal t ungsz weig 

wie Hauptaus!chuß 

Abschnitt VIII 

RecbtsmUtel 

§ 28 

Beschwerde 

wie Haupta.usschuß 

2G91 
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AbRchnut IX 

tJbergangs- und Scltlußvorschritten 

§ 30 

Polizeidienst außerhalb des 
Lande s Rheinland-Pfalz 

Polizeidienst beim Deutschen Reich, beim Bund, 
in den Anderen T.i.in<i„rn und <lP.n Gemeinden 
der Bundesrepublik kann als Polizeidienst im 
Sinne d-ieses Gesetz.es anerkannt werden. 

§ 31 

Befreiung von dem Erfordernis 
der Ableg11ng der Prüfung für die 

Übergangszeit 

D'ls Mini;;terium <les Innern bestimmt im Ein­
vernehmen mit dem Ministerium der Finanzen. 
!.."\wiewei t für d ie nach d em 8. Mai 1945 in den 
Polizei<lienst eingetretenen, in vorgerücktem Le­
bensalter stehenden Beamten, die sich in der 
P···1xl~ bewährt haben, für die Übergimgszeit Vt.Jl\ 
der im § 21 Absatz l vorgeschriebenen Prüfung 
abgesehen und die Anrechnung anderer Dienst-
7.Piten erfolf•en kann. 

!i 32 

D u r <' Ji f ü h r t' n g s v o r s c h r i f t e n 
Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforder­
l1rJ-1en Rechts- un<l Verwaltungsvorschriften er­
liißt das Ministerium des Innern, und zwar, so­
weit sie d ie Besoldung und die Versorgung be­
treffen, im Einvernehmen mit dem Ministerium 
dPr F inanzen. 

~ 3.1 

Inkr af ttreten des Gesetzes und 
Allßerkrafttreten anderer 

Vor schri ften 

<l) Das G ese tz tritt am .... . .... 1954 in Kraft. 

(2) Gleich7.eitig treten das Deutsche Polizeibe­
amtengesetz vom 24. Juni 1937 (RGBl. I S. 653), 
die ers te Verordnung zur Ergänzung des Deut­
schen Polizeibeamtengesetzes vom 9. Juli 1939 
(RGBI. I S . 1~9), die zweite Verordnung zur 
Änderung und Ergänzung des Dwtschen Poli­
zeibeamtengesetzes vom 9. März 1943 (RGBI. I 
S. lS!lo). die Durchführung~verordmmg vom 26. 
Juli 1937 (RGBl. I S. ß5-8) und § 7 Absatz 4 
Satz 2 des Besoldungsgesetzes vom 16. Dezem­
ber 1927 (RGBI. I 8. 349) außer Kraft. 

M a in z. den .... . .... 11154 

Der Ministerprä!!ident 

Falitiung nach Beratunr lm Rauptau~smuß 
am 2. Dezember 1953 - Drucksache 111751 -

Abs(ihnitt IX 

Ubergangs. nnd Scltlußvorschriften 

§ 31 

Polizeidienst außerhalb de s 
Landes Rheinland-Pfalz 

§ 32 

Befreiung von dem Erfordernis 
der Ablegung det· P1·ü!ung für die 

Übe!'gangszcit 

Der Mbtister de~ Innern bestimmt im Einver­
nehmen mit dem Minister der Finanzen, inwie­
weit für die nach dem 8. Mai 1945 in den Poli­
zeidienst eingetretenen, in vorgerüd.lem L e­
ben.salter stehenden Beamten, die sich in der 
Praxis bewährt haben, für die Ül11.!r~i:U1gs:t.ell von 
der im § 22 Absatz l vorgeschriebenen Pt·i.i.!ung 
abgesehen und d'ie Anrechnung anderer Dienst­
zeiten erfolgen kan.11. 

* 33 
Durchführungsvorschriften 

Die zur Durchfülu·ung dieses Gesetzes erforder­
lichen R~1.:ht:;- und Verwallungsvorscl1riften er­
läßt der .Minister des Innern, und- zwar, soweit 
sie die Bewldung und die Versorgung IJdi·e.Uen, 
im Einvernehmen mit dem Minister der Finan­
z.en. 

§ 34 

Inkraftireten des Ge:;ctzes und 
Außerkrafttreten anderer 

Vorschriften 

Mainz, . den .. .....•• _ .. •.. 1~54 
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Fuaunc nach BeratullJI' jm Rechts- und Ge-
1chlttsordnunrsausschuß am 1'1. Februar 1954 

Abschnitt IX 
nberiancs- und Schlußvorschrlften 

§ 29 

Polizeidienst außerhalb des 
Landes Rhelnland-P!alz 

unverändert 

§~ 

Befreiung von dem Erfordernis 
der Ablegung der Prüfung für die 

Übergangszeit 

Der Minister des Innern bestimmt im Einver­
nehmen mit dem Minister der Finanzen, inwie­
weit !Ur die nach dem 8. Mai i.~ in den Poli­
zeidienst eingetretenen, in vorgerücktem Lebens­
alter stehenden Beamten, dle sich In der Praxis 
bewährt haben, filr die Obergangszeit von der im 
§ 20 Absatz 1 vorgeschriebenen P..rüfung a:bge­
sehen und die Anrechnung anderer Dienstzeiten 
erfolgen kann. 

§ 31 

Durchführungsvorschriften 

wie Hauptausschuß 

§ 32 

Inkrafttreten des Gesetzes und 
Au ßerkr a f t tre'ten an derer 

Vorschritten 

(1) Das Gesetz tritt am t. April 1954 in Kraft. 

(2) 

unverändert 

Mainz, den . . - . _ ..... 1954 

Der Ministerpräsident 
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